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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft 
und Beschäftigung -

Tagesordnung 1 Punkt 3 der öffentlichen Sitzung am 20.06.2007 

Vorlage Nr. 07-F-25-0070

Maßnahmen der Landeshauptstadt Wiesbaden zur Verbesserung der 
Beschäftigungssituation
-Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vom 
12.06.2007-

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten,

welche Maßnahmen gemäß dem Konzept „Perspektiven für Hauptschüler/innen“ (06-V-51-
0060) 
an welchen Wiesbadener Hauptschulen in 2007 durchgeführt wurden, 
wie viele Schüler/innen jeweils an den Maßnahmen teilgenommen haben und 
wie der Magistrat den Erfolg des Konzepts einschätzt;
wie hoch die Refinanzierungsquote ist (vgl. Beschlusspunkt 1.6. von 06-V-51-0060);
ob und ggf. wie das Projektmodul „Einbindung der Unternehmen“ (vgl. Beschlusspunkt 5 
von 06-V-51-0060) implementiert wurde;

welche Maßnahmen gemäß dem „Projekt Lernwerkstatt“ (06-V-80-8010) 
an welchen Wiesbadener Hauptschulen in 2006 und 2007 durchgeführt wurden, 
wie viele Schüler/innen jeweils an den Maßnahmen teilgenommen haben, und 
wie viele der Teilnehmer in Ausbildung vermittelt wurden; 

welche Maßnahmen gemäß dem „Modellprojekt 5+3“ (06-V-80-8002) 2006 und 2007 
durchgeführt wurden, 
wie viele Jugendliche an den Maßnahmen teilgenommen haben und 
wie der Magistrat den Erfolg des Projekts einschätzt;

ob ausreichend behinderte Menschen für das Projekt „Wege in den Beruf“ (06-V-80-8013) 
gefunden werden konnten, um zusätzlich bei der Stadt Wiesbaden ganztägig beschäftigt 
und on-the-job qualifiziert zu werden.

Beschluss Nr. 0212
 
Der mündliche Bericht des Magistrats (Bürgermeister Dr. Müller) wird zur Kenntnis genommen.

Es wird gebeten, die Daten in schriftlicher Form an die Mitglieder des Ausschuss für Finanzen, 
Wirtschaft und Beschäftigung weiter zu leiten.
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Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .06.2007
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Horschler
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .06.2007

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .06.2007
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Dezernat III
mit der Bitte um weitere Veranlassung Diehl

Oberbürgermeister


	Die Stadtverordnetenversammlung
	Maßnahmen der Landeshauptstadt Wiesbaden zur Verbesserung der Beschäftigungssituation -Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vom 12.06.2007-  Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung möge beschließen:  Der Magistrat wird gebeten zu berichten,  welche Maßnahmen gemäß dem Konzept „Perspektiven für Hauptschüler/innen“ (06-V-51-0060)  an welchen Wiesbadener Hauptschulen in 2007 durchgeführt wurden,  wie viele Schüler/innen jeweils an den Maßnahmen teilgenommen haben und  wie der Magistrat den Erfolg des Konzepts einschätzt; wie hoch die Refinanzierungsquote ist (vgl. Beschlusspunkt 1.6. von 06-V-51-0060); ob und ggf. wie das Projektmodul „Einbindung der Unternehmen“ (vgl. Beschlusspunkt 5 von 06-V-51-0060) implementiert wurde;  welche Maßnahmen gemäß dem „Projekt Lernwerkstatt“ (06-V-80-8010)  an welchen Wiesbadener Hauptschulen in 2006 und 2007 durchgeführt wurden,  wie viele Schüler/innen jeweils an den Maßnahmen teilgenommen haben, und  wie viele der Teilnehmer in Ausbildung vermittelt wurden;   welche Maßnahmen gemäß dem „Modellprojekt 5+3“ (06-V-80-8002) 2006 und 2007 durchgeführt wurden,  wie viele Jugendliche an den Maßnahmen teilgenommen haben und  wie der Magistrat den Erfolg des Projekts einschätzt;  ob ausreichend behinderte Menschen für das Projekt „Wege in den Beruf“ (06-V-80-8013) gefunden werden konnten, um zusätzlich bei der Stadt Wiesbaden ganztägig beschäftigt und on-the-job qualifiziert zu werden.

